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BEKANNTMACHUNGEN DER LANDESBEHORDEN

Richtlinie

des Ministeriums fiir Lindliche Entwicklung,

Umwelt und Landwirtschaft
iiber die Gewidhrung von Zuwendungen

zur Forderung der Aquakultur und Binnenfischerei

1.1

in den Lindern Brandenburg und Berlin

Vom 29. April 2016

Zuwendungszweck, Rechtsgrundlage

Das Land Brandenburg gewéhrt auf der Grundlage der
Verordnung (EU) Nr. 508/2014 des Européischen Par-
laments und des Rates vom 15. Mai 2014 iiber den Eu-
ropdischen Meeres- und Fischereifonds sowie der Ver-
ordnung (EU) Nr. 1303/2013 des Europiischen
Parlaments und des Rates vom 17. Dezember 2013 mit
gemeinsamen Bestimmungen iiber den Europiischen
Fonds fiir regionale Entwicklung (EFRE), den Europa-
ischen Sozialfonds (ESF), den Kohésionsfonds, den
Europdischen Landwirtschaftsfonds fiir die Entwicklung
des landlichen Raums (ELER) und den Europiischen
Meeres- und Fischereifonds (EMFF) sowie mit allge-
meinen Bestimmungen iiber den EFRE, den ESF, den
Kohésionsfonds und den EMFF und zur Authebung der
Verordnung (EG) Nr. 1083/2006 des Rates, des Opera-
tionellen Programms CCI-Nr. 2014DE14MFOPO001,
nach Mafgabe dieser Richtlinie und der Verwaltungs-
vorschriften zu § 44 der Landeshaushaltsordnung
(LHO) zur Forderung von MafBnahmen zur Stabilisie-
rung und Entwicklung der Fischerei und Aquakultur
Zuwendungen im Land Brandenburg und im Land
Berlin.

Durch eine den Bedingungen des Marktes und den 6ko-
logischen Standorterfordernissen angepasste Binnen-
fischerei und Aquakultur sollen wirtschaftlich rentable
Betriebe aufgebaut und die Wettbewerbsfahigkeit der
Unternehmen gestérkt werden. Im Vordergrund stehen
dabei die Erhohung der Rentabilitét sowie die Verbes-
serung der Hygienebedingungen und der Umweltver-
traglichkeit der Produktion. Mit der Férderung geeigne-
ter Maflnahmen soll ein wichtiger Beitrag zur Erhaltung
der Karpfenteichwirtschaft, der traditionellen Fluss- und
Seenfischerei und des Gleichgewichtes zwischen den
aquatischen Ressourcen und ihrer Nutzung sowie deren
Auswirkung auf die Umwelt geleistet werden.

Ein Anspruch des Antragstellers auf Gewdhrung der
Zuwendung besteht nicht, vielmehr entscheidet die Be-
willigungsbehdrde auf Grund ihres pflichtgeméBen Er-
messens im Rahmen verfiigbarer Haushaltsmittel.

Personen- und Funktionsbezeichnungen gelten in die-
ser Richtlinie jeweils in weiblicher und ménnlicher
Form.

1.4

2.1.1.1

Mit dieser Forderung werden Ziele der nachhaltigen
Entwicklung sowie Ziele des Umweltschutzes und der
Erhaltung der Umweltqualitét verfolgt.

Gegenstand der Forderung

Gefordert werden Investitionen und Maflnahmen in fol-
genden Bereichen:

Aquakultur!
Forderféahig sind:

Investitionen in der Aquakultur fiir Bau, Ausriistung,
Erweiterung und Modernisierung von Produktionsanla-
gen.

Die Investitionen miissen zur Verwirklichung eines der
folgenden Ziele beitragen:

a) Verbesserung der Wirtschaftlichkeit, zum Beispiel
durch Produktionssteigerung,

b) Verbesserung der Wasserqualitit bezichungsweise
Reduzierung des Wasserverbrauchs,

c) Steigerung der Energieeffizienz beziehungsweise
Umstellung auf erneuerbare Energien,

d) Modernisierung einschlielich der Verbesserung
der Sicherheits- und Arbeitsbedingungen,

e) Erhéhung des Mehrwertes und Verbesserung der
Qualitdt der Erzeugnisse,

f) Verbesserungen beziehungsweise Modernisierungen
in Bezug auf die Tiergesundheit und des Tierschut-
zes,

g) Schutz der Aquakulturanlagen gegen wild lebende
Tiere (fischfressende Priadatoren),

h) Erhaltung der traditionellen Karpfenteichwirtschaft.

2.1.1.2 Im Interesse einer nachhaltigen Entwicklung der Karp-

fenteichwirtschaften werden Umweltleistungen und
TeichpflegemaBnahmen in Form eines Ausgleiches fiir
Mehrkosten und/oder Einkommensverluste gefordert.
Diese Maflnahmen miissen zum Schutz und zur Verbes-
serung der Umwelt sowie zur Erhaltung der Natur in
den typischen Karpfenteichlandschaften beitragen. Er-
haltung und Pflege werden an eine extensive Produk-
tion und an ein gezieltes Biotopmanagement gekoppelt.
Die MaBinahme umfasst:

Im Sinne dieser Richtlinie bedeutet ,,Aquakultur die Aufzucht oder Hal-

tung von Wasserorganismen mit entsprechenden Techniken mit dem Ziel der
Produktionssteigerung iiber das unter natiirlichen Bedingungen mdégliche
MaB hinaus. Die betreffenden Wasserorganismen bleiben wihrend der ge-
samten Aufzucht oder Haltung bis zum Verkauf Eigentum einer natiirlichen
oder juristischen Person. Produktionsformen der Aquakultur sind Teiche
und Intensivanlagen (Haltung der Fische und anderer Wasserorganismen in
Becken, Silos, Rinnen, Netzkifigen und anderen Anlagen sowie Brutanla-

gen,

einschlieflich Laichfischhaltungen). Karpfenteiche sind kiinstliche,

ablassbare Gewisser, die auf Grund ihrer Morphologie und des Wasser-
regimes Warme liebenden Fischarten optimale Lebensbedingungen bieten.
Die Teichfliche (TN) schlieft die Dammfléche mit ein.
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a) die extensive Bewirtschaftung und Pflege von
Nutzkarpfenteichen nach vorgegebenem Pflegeplan
und bei Einhaltung von Vorgaben zur Intensitéts-
begrenzung (Pflegeplan A),

b) zusitzlich zu Buchstabe a die Durchfithrung spe-
zieller Biotopschutzmafinahmen in Nutzkarpfentei-
chen nach vorgegebenem Leistungsplan (Pflege-
plan B).

Binnenfischerei?
Forderfahig sind:
Investitionen in Ausriistungen der Binnenfischerei.

Investitionen in die Ausriistung von Binnenfischerei-
fahrzeugen sowie Austausch von Bootsmotoren, sofern
der neue Motor bei Booten mit einer Lidnge bis zu
12 Metern keine hohere Leistung (in kW) als der bishe-
rige Motor hat.

Direkte BesatzmaBnahmen?, wenn diese in einem
Rechtsakt der Union als Erhaltungsmafinahme und im
Rahmen des Aalmanagementplanes vorgesehen sind.

Die Investitionen fiir 2.1.2.1 und 2.1.2.2 miissen zur
Verwirklichung eines der folgenden Ziele beitragen:

a) Verbesserung der Grofien- oder Artenselektivitit
von Fanggerit,

b) Verbesserung der Sicherheits- und Arbeitsbedin-
gungen,

c) Steigerung des Mehrwertes,

d) Verbesserung der Produktqualitit,

e) Verbesserung des Schutzes der Umwelt durch Stei-
gerung der Energieeffizienz und Reduzierung des
Schadstoffausstofes.

Verarbeitung und Vermarktung
Forderfahig sind:

Investitionen fiir Bau, Erweiterung, Ausriistung und
Modernisierung im Bereich der Verarbeitung von
Fischerei- und Aquakulturerzeugnissen.

Diese Investitionen miissen zur Verwirklichung eines
der folgenden Ziele beitragen:

a) Erhohung der Energieeffizienz oder Verringerung
der Umweltbelastung,

b) Herstellung von neuen oder verbesserten Fischerei-
erzeugnissen,

c) Steigerung des Mehrwertes beziehungsweise Ver-
besserung der Qualitdt der Fischerzeugnisse,

d) Verbesserung der Arbeits-, Gesundheits-, Sicher-
heits- und Hygienebedingungen.

Im Sinne dieser Richtlinie bedeutet ,,Binnenfischerei® kommerziell betriebe-

ner Fischfang in Binnengewassern.

Im Sinne dieser Richtlinie sind Besatzmafinahmen das Freisetzen von Fi-

schen in natiirliche Gewdsser in einen herrenlosen Zustand.

2.1.3.2 Investitionen fiir Bau, Erweiterung, Ausriistung und

Modernisierung im Bereich der Direktvermarktung von
Fischerei- und Aquakulturerzeugnissen.

2.1.3.3 Vermarktungsmafnahmen von kollektivem Interesse

2.14.1

zur Steigerung der Wertschopfung, der Verkaufsforde-
rung und der ErschlieBung neuer Absatzmdglichkeiten
flir Fischerei- und Aquakulturerzeugnisse:

a) Durchfiihrung einer Qualititsstrategie fiir Fische-
rei- und Aquakulturerzeugnisse,

b) MaBnahmen zur Verbesserung der Vermarktungs-
fahigkeit von Fischerei- und Aquakulturerzeugnis-
sen,

¢) Information der Offentlichkeit hinsichtlich nach-
haltiger Fischerei- und Aquakulturerzeugnisse,

d) ErschlieBung neuer Mérkte durch Beteiligung an
Messen und Ausstellungen,

e) Beitrdge zur Transparenz und damit Verbesserung
der Verbraucherinformation,

f) Durchfiihrung von Marktstudien.

Innovationen

Zur Forderung von Innovationen in der Aquakultur
konnen Vorhaben unterstiitzt werden, die zur Verwirkli-
chung eines der folgenden Ziele beitragen:

a) Entwicklung technischer, wissenschaftlicher oder
organisatorischer Erkenntnisse in Aquakulturunter-
nehmen, mit denen insbesondere die Umweltaus-
wirkungen verringert, eine nachhaltige Ressour-
cenverwendung in der Aquakultur gefordert, der
Tierschutz und die Tiergesundheit verbessert oder
neue nachhaltige Produktionsmethoden erleichtert
werden,

b) Entwicklung oder Markteinfithrung von neuen
Zuchtarten mit guten Marktaussichten, neuen oder
entscheidend verbesserten Erzeugnissen und neuen
oder verbesserten Verfahren,

c) Priifung der technischen Durchfiihrbarkeit oder der
Wirtschaftlichkeit von Innovationen, Erzeugnissen
oder Verfahren.

2.1.4.2 Zur Férderung von Innovationen in der Binnenfischerei

konnen Vorhaben unterstiitzt werden, die zur Verwirkli-
chung eines der folgenden Ziele beitragen:

a) Entwicklung oder Einfithrung innovativer Erzeug-
nisse und Ausriistungen,

b) Entwicklung oder Einfiihrung innovativer Techniken
und Verfahren beziehungsweise innovativer Metho-
den zur nachhaltigen Gewdsserbewirtschaftung.

Beratungsdienste, fachliche Beratungsleistungen, Mach-
barkeitsstudien sowie Datenerhebung und -verwaltung

Zur Verbesserung der Wettbewerbsfahigkeit der Unter-
nehmen, zur Forderung einer nachhaltigen Binnen-
fischerei und Aquakultur sowie zur Verringerung der
Umweltbelastung sind forderfahig:
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Beratungsdienste und fachliche Beratungsleistun-
gen technischer, wissenschaftlicher, 6kologischer
und wirtschaftlicher Art fiir Unternechmen der
Aquakultur,

Beratungsdienste, fachliche Beratungsleistungen
und Machbarkeitsstudien zur Beurteilung von Pro-
jekten, zur nachhaltigen Bewirtschaftung natiirli-
cher Gewisser und zu Geschéfts- und Vermark-
tungsstrategien flir die Binnenfischerei,
Mafnahmen zur Datenerhebung und -verwaltung.

Forderausschluss

Betriebskosten, einschlieBlich Aufwendungen, um
Anlagen und Einrichtungen funktionstiichtig zu er-
halten und einem iiberméBigen Verschleifl vorzu-
beugen, ausgenommen sind Maflnahmen nach den
Nummern 2.1.1.2 und 2.1.4,

BesatzmaBinahmen, ausgenommen sind Besatz-
mafnahmen, die zu Forschungszwecken durchge-
fithrt werden miissen, und Erhaltungsmafinahmen
auf der Grundlage eines Rechtsaktes der Gemein-
schaft und im Rahmen des Aalmanagementplanes
vorgesehen sind,

eingebrachte Grundstiicke, Gebdude, Einrichtun-
gen und technische Anlagen,

Landkauf sowie Wohnbauten und deren Zubehor,
Kreditbeschaffungskosten, Zinsen, Erbbauzinsen,
Pachten, Maklerprovisionen, Grunderwerbssteuer,
Leasingkosten, Versicherungsbeitrige, Anlieger-
beitrage, Mietkauf, Rabatte, Gutschriften, Ab-
schreibungen, Skonti sowie Notar- und Vermes-
sungskosten,

Kauf von Patenten und Lizenzen sowie Marken,
Mehrwertsteuer flir pauschalierende Betriebe nach
§ 24 des Umsatzsteuergesetzes,

Anlagen zur Produktion von aquatischen Organis-
men auf Brack- oder Salzwasserbasis,

Neubau oder die Erweiterung von Teichen,
Mafnahmen in Zusammenhang mit der Zucht und
Haltung von aquatischen Organismen, die nicht der
menschlichen Erndhrung dienen,

Vorhaben mit einer Gesamtinvestition {iber
200 000 Euro, ausgenommen sind Besatzmalnah-
men, Forschungsvorhaben sowie Entscheidungen
der Verwaltungsbehorde in begriindeten Einzelfil-
len,

Erwerb von neuen Fischereifahrzeugen,
Transportfahrzeuge und Personenkraftwagen,
gebrauchte oder bereits geforderte Anlagen, Ma-
schinen und Einrichtungen,

Investitionen im Bereich der Verarbeitung und Ver-
marktung fiir Fischerei- und Aquakulturerzeugnisse,
die zu anderen Zwecken als zum menschlichen Kon-
sum genutzt werden sollen, es sei denn, es handelt
sich um Abfallbehandlung von Fischerzeugnissen,
Produktion von Fischen oder anderen Erzeugnis-
sen, die nicht der menschlichen Erndhrung dienen,
Vorhaben, welche die Gefahr nachteiliger Auswir-
kung, vor allem die Schaffung von iiberschiissigen
Produktionskapazitaten, nicht ausschlieBen,

3.1

32

33

34

35

4
5

Investitionen in Gaststétten,

Kosten fiir Biiroeinrichtungen, einschlielich Hard-
und Software,

Kosten fiir Steuer- oder Rechtsberatung,
Eigenleistungen in Form von Arbeits- und Sach-
leistungen, ausgenommen sind wissenschaftliche
Leistungen sowie FEigenleistungen nach Num-
mern 2.1.1.2,2.1.2.3 und 2.1.5,

Gebiihren und Verwaltungskosten offentlicher Stel-
len,

Haltung oder Zucht gentechnisch verdnderter Orga-
nismen.

Bei der Ubertragung von Eigentum an einem Un-
ternehmen wird kein Zuschuss gewdhrt.*

Nicht gefordert werden Vorhaben, wenn die geplan-
te Maflnahme nach geltendem Recht vorgeschrie-
ben ist.

Zuwendungsempfinger

Fiir Mafinahmen nach der Nummer 2.1.1:

Unternehmen der Aquakultur im Haupt- oder Ne-
benerwerb.

Fiir MaBBnahmen nach der Nummer 2.1.2:

Unternehmen der Binnenfischerei im Haupt- oder
Nebenerwerb und deren rechtsfdhige Vereinigun-
gen,

fir Aalbesatzmaflnahmen vom Ministerium fiir
Léandliche Entwicklung, Umwelt und Landwirt-
schaft benannte Einrichtungen auBerhalb der Bran-
denburgischen Landesverwaltung.

Fiir Mafinahmen nach den Nummern 2.1.3.1:

Unternehmen im Haupt- oder Nebenerwerb.

Fiir MaBnahmen nach den Nummern 2.1.3.2 und 2.1.3.3:

Unternehmen der Aquakultur im Haupt- oder Ne-
benerwerb mit fischereilicher Urproduktion®,
Unternehmen der Binnenfischerei im Haupt- oder
Nebenerwerb mit fischereilicher Urproduktion,
vom Ministerium flir Landliche Entwicklung, Um-
welt und Landwirtschaft fiir kollektive Maflnahmen
benannte Einrichtungen auflerhalb der Brandenbur-
gischen Landesverwaltung.

Fiir Maf3nahmen nach den Nummern 2.1.4:

Unternehmen der Aquakultur im Haupt- oder Ne-
benerwerb und deren rechtsfahige Vereinigungen,
Unternehmen der Binnenfischerei im Haupt- oder
Nebenerwerb und deren rechtsfihige Vereinigun-
gen,

Siche Artikel 11 Buchstabe e der Verordnung (EU) Nr. 508/2014.

Im Sinne dieser Richtlinie bedeutet , fischereiliche Urproduktion die Pro-
duktion bezichungsweise Fang und die Erstvermarktung von Fischen.



590

3.6

3.7
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- vom Ministerium fiir Landliche Entwicklung, Um-
welt und Landwirtschaft fiir spezielle Malnahmen
benannte Einrichtungen auflerhalb der Brandenbur-
gischen Landesverwaltung.

Fiir Maflnahmen nach der Nummer 2.1.5:

- vom Ministerium fiir Landliche Entwicklung, Um-
welt und Landwirtschaft benannte Einrichtungen
auflerhalb der Brandenburgischen Landesverwal-
tung.

Hinsichtlich der Férderung von Unternehmen nach den
Nummern 3.1 bis 3.6 werden ausschlieflich Kleinst-
und Kleinbetriebe® gefordert.

Die unter den Nummern 3.2, 3.4, 3.5 und 3.6 vom Mi-
nisterium fiir Landliche Entwicklung, Umwelt und
Landwirtschaft benannten Einrichtungen werden unter
dem Link www.lelf.brandenburg.de verdffentlicht.

Bei diesen Einrichtungen handelt es sich unter anderem
um das Fischereiamt Berlin und um Forschungsinstitu-
te.

Zuwendungsvoraussetzungen

Zuwendungen gemdll den Nummern 2.1.1.1, 2.1.2.1,
2.1.2.2 und 2.1.3 werden nur fiir Vorhaben gewihrt,
wenn

- die angestrebte Strukturverbesserung dauerhafte
wirtschaftliche Auswirkungen hat,

- ausreichende Garantien fiir ihre Durchfiihrbarkeit
und Rentabilitdt vorliegen,

- die Gefahr der Schaffung von iiberschiissigen Pro-
duktionskapazititen ausgeschlossen ist und

- der Nachweis iiber die Fachkompetenz des Begiins-
tigten und die betriebswirtschaftliche Rentabilitét
vorliegt.

Zuwendungen gemall Nummer 2.1.1.2 werden nur ge-
wahrt, wenn

- sich der Begiinstigte fiir mindestens sieben Jahre zu
UmweltschutzmafBinahmen nach dieser Richtlinie
verpflichtet, iiber Ausnahmen in Harteféllen nach
fiinf Durchfiihrungsjahren entscheidet die Verwal-
tungsbehorde,

- es sich bei den Antragsflichen um Nutzkarpfen-
teiche im Territorium des Landes Brandenburg han-
delt,

- der Antragsteller fiir die beantragte Teichfldche ei-
nen rechtskriftigen Pachtvertrag vorweist bezie-
hungsweise bei Eigennutzung das Eigentum nach-
weist,

- die Antragsflichen nicht als Angelteiche oder zur
Produktion oder Haltung von Zierfischen genutzt
werden,

Siehe ABI. EU Nr. L 124 vom 20.5.2003, S. 39.

43

4.4

4.5

4.6

4.7

4.8

4.9

4.10

- es sich bei der Antragsflache nach Pflegeplan A um
eine auf den Fischertrag von mindestens 150 kg
Karpfen und Nebenfische/ha Teichfliche ausge-
richtete Bewirtschaftung handelt.

Zur Forderung von UmweltschutzmafSinahmen nach
Nummer 2.1.1.2 Buchstabe b ist mit dem Zuwendungs-
antrag die Bestitigung des Pflegeplans B von der zu-
standigen unteren Naturschutzbehdrde vorzulegen. Die
teichflachenidentische Umsetzung des Pflegeplans A ist
Voraussetzung fiir die Teilnahme am Pflegeplan B.

Voraussetzung fiir die Férderung des Baus einer Aqua-
kulturanlage ist die Vorlage eines positiven Votums der
Verwaltungsbehorde Europdischer Meeres- und Fische-
reifonds (EMFF) nach fischereifachlicher Priifung.

Investitionen geméf der Nummer 2.1.1.1 mit dem Ziel
der Produktion neuer Arten beziechungsweise von Arten
mit guten Marktaussichten sind nur nach Vorlage eines
aktuellen unabhéngigen Marktgutachtens forderféhig.

Zur Durchfiihrung von MaBnahmen nach Num-
mer 2.1.2.3 zur Verbesserung der Bestandssituation des
Aals ist ausschlieBlich der Besatz mit Glasaalen oder
vorgestreckten Aalen mit einer Lénge von bis zu
20 Zentimetern forderfahig.

Fiir MaBnahmen der Direktvermarktung ist der Zukauf
von fremden Erzeugnissen zur Abrundung des Angebo-
tes unschadlich, wenn die betreffenden Umsétze nicht
mehr als ein Drittel des Gesamtumsatzes betragen.

MaBnahmen nach Nummer 2.1.4 werden von oder in
Zusammenarbeit mit einer benannten wissenschaftli-
chen Stelle durchgefiihrt. Diese wissenschaftliche Stel-
le priift und bestdtigt die Ergebnisse der betreffenden
Vorhaben. Diese Ergebnisse sind zu verdffentlichen.
Die Durchfithrung von Pilotprojekten von Unterneh-
men bediirfen zwingend einer angemessenen wissen-
schaftlichen Begleitung und diirfen nicht unmittelbar
kommerziellen Zwecken dienen. Um den Betrag einer
gegebenenfalls erwirtschafteten Einnahme wéhrend der
Durchfithrung eines Pilotprojektes wird die Zuwen-
dung fiir diese Mallnahme gekiirzt.

Zur Umsetzung der MaBnahme nach Nummer 2.1.5 ist
eine Partnerschaftsvereinbarung einschlielich einer
Leistungsbeschreibung zwischen der vom Ministerium
fir Léndliche Entwicklung, Umwelt und Landwirt-
schaft nach Nummer 3.6 benannten Einrichtung und
den Unternehmen nachzuweisen.

Die Betriebsstitte des Antragstellers, fiir die eine Forde-
rung im Rahmen dieser Richtlinie beantragt wird, muss
sich unter Einhaltung der Zweckbindungsfrist im Land
Brandenburg beziehungsweise im Land Berlin befinden.

Die fiir die Investition und den Betrieb von Anlagen
notwendigen Zulassungen sind vor Bewilligung nach-
zuweisen.
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Fiir Investitionsvorhaben mit Gesamtkosten von mehr
als 100 000 Euro ist die betriebswirtschaftliche Renta-
bilitét, die Auslastung der geplanten Kapazititen sowie
die Erreichbarkeit der unterstellten Produktionsmenge
durch ein betriebswirtschaftliches Gutachten eines un-
abhingigen Gutachters nachzuweisen. Dem Antrag von
natiirlichen und juristischen Personen des privaten
Rechts ist ab Gesamtkosten von 50 000 Euro eine Be-
statigung der Hausbank iiber die Sicherung der Ge-
samtfinanzierung beizufiigen.

Art und Umfang, Hohe der Zuwendung
Zuwendungsart:

Projektforderung

Finanzierungsarten:  Anteilfinanzierung/Vollfinanzie-

rung/Festbetragsfinanzierung
Form der Zuwendung: Zuschuss, Zuweisung
Bemessungsgrundlage/Hohe der Zuwendung:
Forderféhig sind die zur Umsetzung der Maflnahmen
nach Nummer 2 der Richtlinie projektbezogenen Aus-

gaben.

Es werden folgende Fordersitze festgesetzt:

Forder- Fordersatz der zuwendungs-
gegenstand fihigen Gesamtausgaben

2.1.1.1 biszu 50 v. H.
2.1.2.1 biszu 50 v. H.
2.1.2.2 biszu 50 v. H.
2.1.2.3 bis zu 100 v. H.

2.13 biszu 50 v. H.

2.14 bis zu 100 v. H.

2.1.5 bis zu 100 v. H.

Fiir Umweltschutzmafinahmen nach Nummer 2.1.1.2
(siche Anlage) werden folgende Forderhochstgrenzen
festgesetzt:

a) fir MaBnahmen der Teichpflege (Pflegeplan A)
100 Euro/ha TN/Jahr und

b) fiir naturschutzfachliche Zusatzleistungen (Pflege-
plan B) bis 50 Euro/ha TN/Jahr.

Die Zuwendung darf nicht héher sein als die nach Kal-
kulation des Landesamtes fiir Landliche Entwicklung,
Landwirtschaft und Flurneuordnung fiir das Land Bran-
denburg ermittelten Aufwendungen beziechungsweise
Ertragseinbuf3en.

Zuwendungen werden nur bewilligt, wenn die Zuwen-
dung im Einzelfall mehr als 1 500 Euro betragt.

Die indirekten Kosten (Gemeinkosten) kdnnen in Héhe
von 15 vom Hundert der forderfahigen projektbezoge-
nen Personalausgaben anerkannt werden.

54.5

5.4.6

6.1

6.2

6.3

6.4

6.5

Die Mehrwertsteuer ist forderfahig fiir den Fall, dass
der Zuwendungsempfinger im gesamten Zeitraum der
Zweckbindung der MaBinahme nicht vorsteuerabzugs-
berechtigt ist und kein Forderausschluss nach Num-
mer 2.2 siebenter Unterpunkt vorliegt.

Fiir MaBBnahmen nach den Nummern 2.1.2.3, 2.1.4 und
2.1.5 wird tber die Hohe der Zuwendung nach den
Festlegungen in Artikel 95 Absatz 3 der Verordnung
(EU) Nr. 508/2014 des Europdischen Parlaments und
des Rates vom 15. Mai 2014 iiber den Européischen
Meeres- und Fischereifonds nach Votum der Verwal-
tungsbehorde entschieden. Voraussetzung fiir einen
Fordersatz von mehr als 50 vom Hundert ist, dass bei
der Umsetzung der in Rede stehenden Mafinahme alle
drei Kriterien: ein kollektiver Antragsteller, kollektives
Interesse am Ergebnis und innovativer Inhalt der Maf3-
nahme vorliegen.

Sonstige Zuwendungsbestimmungen

Die Forderung erfolgt unter dem Vorbehalt des Wider-
rufes fiir den Fall, dass die geforderten

- Bauten und baulichen Anlagen innerhalb eines
Zeitraumes von zwolf Jahren nach Abschlusszah-
lung an den Zuwendungsempfénger,

- technischen Ausriistungen innerhalb eines Zeitrau-
mes von fiinf Jahren nach Abschlusszahlung an den
Zuwendungsempfanger

verdauBert oder nicht mehr dem Zuwendungszweck ent-
sprechend verwendet werden. Die Bindungsfrist kann
in begriindeten Fillen um drei Jahre verldngert oder
verkiirzt werden.

Der Europdische Rechnungshof, die Européische Kom-
mission, der Landesrechnungshof, die Verwaltungs-
behorde EMFF, die Bescheinigungsbehdrde EMFF und
die Priifbehdrde EMFF sowie deren beauftragte Dritte
sind berechtigt, bei dem Zuwendungsempfanger Prii-
fungen durchzufiihren.

Geforderte Investitionsgiiter konnen mit Zustimmung
der Bewilligungsbehérde auf Rechtsnachfolger oder
Dritte iibertragen werden, wenn diese in den Kreis der
Zuwendungsempfanger fallen und wenn diese mittels
schriftlicher Glaubhaftmachung in die Rechte und
Pflichten des Zuwendungsbescheides eintreten.

Die Nichteinhaltung des Verpflichtungszeitraums von
sieben Jahren bei den nach Nummer 2.1.1.2 geforderten
Mafnahmen fiihrt zur Riickforderung der bereits nach
dieser Richtlinie zur Erhaltung von Teichlandschaften
geforderten UmweltmaBnahmen.

Unternehmen der Binnenfischerei erhalten fiir Investiti-
onen in Fanggerite zur Verbesserung der Groflen- oder
Artenselektivitdt sowie flir Investitionen zur Verbesse-
rung der Hygiene-, Gesundheits-, Sicherheits- und Ar-
beitsbedingungen fiir die gleiche Investition nur einmal
eine Unterstiitzung nach dieser Richtlinie.
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7.1

7.2
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Der Zuwendungsempfinger ist verpflichtet, eine voll-
stindige Vorhabendokumentation mit den Original-
belegen, einschlieflich aller Vergabeunterlagen, bis
zehn Jahre nach Vorlage des Verwendungsnachweises
aufzubewahren und fiir Priifzwecke vorzuhalten, je-
doch mindestens bis zum Ablauf der Zweckbindungs-
frist.

Die zur Erfiillung des Zuwendungszwecks beschafften
Gegenstinde sind bei einem Anschaffungs- oder Her-
stellungswert iiber 410 Euro (ohne Umsatzsteuer) zu
inventarisieren.

In Bezug auf die Anwendung der vergaberechtlichen
Vorschriften gelten die einschldgigen Festlegungen in
den Allgemeinen Nebenbestimmungen fiir Zuwendun-
gen fiir aus den EU-Fonds (EFRE, ELER, EMFF und
ESF) finanzierte Vorhaben in der Forderperiode 2014
bis 2020 (ANBest-EU) gemél § 44 LHO.

Der Zuwendungsempfinger ist verpflichtet, die im Zu-
wendungsbescheid festgelegten Bestimmungen zu den
Informations- und PublizititsmaBnahmen einzuhalten.

Der Zuwendungsempfinger hat in geeigneter Weise si-
cherzustellen, dass die Anforderungen an den Umwelt-
schutz bei der Umsetzung des Vorhabens beriicksichtigt
werden.

Verfahren
Antragsverfahren

Der Antrag ist vollstindig und formgebunden an
das Landesamt fiir Landliche Entwicklung, Landwirt-
schaft und Flurneuordnung, Miillroser Chaussee 54,
15236 Frankfurt (Oder) zu stellen.

Der formgebundene Antrag auf Zuwendung nach Num-
mer 2.1.1.2 ist einschlieBlich Pflegeplan bis zum
31. Marz des Verpflichtungsjahres vorzulegen.

Antragsvordrucke konnen bei der Bewilligungsbehor-
de angefordert bezichungsweise im Internet unter
www.lelf.brandenburg.de heruntergeladen werden. Zu-
sammen mit dem Antrag sind die geforderten Unterla-
gen (Nachweise, Zulassungen sowie andere Erklarun-
gen oder Belege) einzureichen.

Bewilligungsverfahren

Bewilligungsbehorde ist das Landesamt fiir Landliche
Entwicklung, Landwirtschaft und Flurneuordnung.

Die Projektauswahl erfolgt auf der Grundlage der besta-
tigten Auswahlkriterien mittels eines von der Verwal-
tungsbehérde EMFF festgelegten Punktesystems. Die
Anwendung der Projektauswahlkriterien erfolgt erst bei
vorliegender Mittelknappheit. Die Projektauswahlkrite-
rien sind auf der Internetseite www.lelf.brandenburg.de
eingestellt.

7.3

7.4

7.5

Anforderungs- und Auszahlungsverfahren

Eine Auszahlung der Zuwendung ist nur in Form der
Erstattung der forderfdhigen, tatsdchlich entstandenen
und gezahlten Ausgaben zulédssig (Erstattungsprinzip).
Mit der Mittelanforderung hat der Zuwendungsemp-
finger der Bewilligungsbehorde eine Ubersicht iiber
die bezahlten Rechnungen, einschlieBlich der Original-
rechnungen und Zahlungsnachweise (Bankbelege) vor-
zulegen. Barzahlungen sind im Regelfall nicht zuléssig.

Fiir Malnahmen nach Nummer 2.1.1.2 erfolgt die Aus-
zahlung nach Erfiillung der Verpflichtung jeweils fiir
das entsprechende Verpflichtungsjahr auf der Grundla-
ge des Auszahlungsantrags bis November des jeweili-
gen Jahres.

Der Zuwendungsempfanger ist verpflichtet, den Verwen-
dungsnachweis vor Auszahlung des letzten Teilbetrages
in Hohe von mindestens 10 vom Hundert der bewilligten
Zuwendungssumme vorzulegen, ausgenommen sind
MafBnahmen nach Nummern 2.1.1.2 und 2.1.2.3.

Die Auszahlung der Fordermittel fiir die Mafinah-
me 2.1.2.3 fiir zentrale Aalbesatzmafinahmen fiir das
Land Brandenburg oder Berlin erfolgt abweichend von
Nummer 1.4 ANBest-EU nach Vorlage und Priifung der
Rechnung in der Bewilligungsbehorde.

Verwendungsnachweis

Der Verwendungsnachweis ist gegeniiber der Bewilli-
gungsbehorde zu erbringen. Hierfiir sind die einzelfall-
bezogenen Ergebnisse, die mit der Durchfithrung der
Malnahme erreicht wurden, nachzuweisen.

Fiir MaBnahmen nach Nummer 2.1.1.2 ist jahrlich bis
zum 31. Médrz mit dem Zuwendungsantrag fiir das aktu-
elle Verpflichtungsjahr der Verwendungsnachweis iiber
das vorige Verpflichtungsjahr einzureichen. Die Doku-
mentation zur Erfiillung der Pflegepline A beziechungs-
weise B ist dabei vorzulegen.

Zu beachtende Vorschriften

Fir die Bewilligung, Auszahlung und Abrechnung der
Zuwendung sowie fiir den Nachweis und die Priifung
der Verwendung und die gegebenenfalls erforderliche
Authebung des Zuwendungsbescheides und die Riick-
forderung der gewihrten Zuwendung gelten § 44 LHO
und die ANBest-EU, soweit nicht in dieser Richtlinie
Abweichungen zugelassen sind.

Auf Grund des Einsatzes von EU-Mitteln gelten vor-
rangig zur Landeshaushaltsordnung die einschldgigen
européischen Vorschriften fiir die Férderperiode 2014 -
2020 in der jeweils geltenden Fassung, aus der die
jeweils eingesetzten Strukturfondsmittel stammen.
Daraus ergeben sich Besonderheiten, insbesondere hin-
sichtlich der Auszahlung, des Abrechnungsverfahrens,
der Aufbewahrungspflichten und der Priifrechte.
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Die Daten der Zuwendungsempfanger werden elektro-
nisch gespeichert und verarbeitet. Die Verwaltungs-
behorde EMFF verdffentlicht ein Verzeichnis der Be-
giinstigten, welche im Rahmen des EMFF eine Unter-
stlitzung erhalten haben.’

8 Geltungsdauer

Diese Richtlinie tritt mit Wirkung vom 1. Januar 2016
in Kraft und gilt bis zum 31. Dezember 2022.

Ein Effizienznachweis ist der Verwaltungsbehérde EMFF
jéhrlich vorzulegen.

Anlage
Pflegeplan A

Der Antragsteller/die Antragstellerin verpflichtet sich, auf den
beantragten Flichen folgende Mafinahmen durchzufiihren:

- jéhrliche Erhaltung der Funktionstiichtigkeit der Stauanla-
gen, der Be- und Entwésserungsanlagen sowie der Ddmme
und Wege,

- Berdumung der Fischgruben,

- Verhinderung der Teichverlandung durch Entschilfung
(Mahd emerser Wasserpflanzen) im Rahmen der rechtli-
chen Vorgaben,

- Verzicht auf Desinfektionskalkung mit Ausnahme zur
Fischkrankheitsbekdmpfung und Prophylaxe, sonstige Maf3-
nahmen zur Kalkung und Wasserkonditionierung sind vor-
rangig mit kohlesaurem Kalk durchzufiihren,

- Verzicht auf den Einsatz von Mischfuttermitteln (Abwei-
chungen in Satzfischteichen zur Konditionierung bei Nah-
rungsmangel sind moglich),

- einen Ertrag bei der Satz- und Speisekarpfenerzeugung von
durchschnittlich 650 Kilogramm je Hektar Teichnutzfliche
nicht zu iiberschreiten.

Pflegeplan B

Der Antragsteller/die Antragstellerin verpflichtet sich in Ab-
stimmung mit der zustdndigen Naturschutzbehérde auf den be-
antragten Flichen zu folgenden Leistungen:

- Wintereinstau/mehrjdhriger Einstau (126 Euro Ertragsein-
bufle/ha),

- flacher Einstau bis mindestens 30. November (33 Euro Er-
tragseinbulle/ha),

- vorzeitiges Ablassen bis 31. August (310 Euro Ertragsein-
buBe/ha),

- vorzeitiges Ablassen bis 30. September (70 Euro Ertrags-
einbufle/ha),

- maximaler Ertrag 200 kg/ha (225 Euro Ertragseinbuf3e/ha),

- kein Besatz mit Graskarpfen (26 Euro Ertragseinbuf3e/ha),

- amphibienférdernder Besatz (30 Euro Ertragseinbufie/ha),

- abschnittsweise Schilfmahd (24 Euro Ertragseinbufle/ha),

- keine anorganische Diingung (107 Euro Ertragseinbufle/ha),

7 Siche Artikel 119 Absatz 2 der Verordnung (EU) Nr. 508/2014.

- keine organische Diingung (zum Beispiel in Satzfisch-
teichen) (128 Euro Ertragseinbufle/ha),
- spezielle MaBinahmen (Einzelfallkalkulation).

Luftreinhalteplan Brandenburg an der Havel

Beteiligung der Offentlichkeit
zur Fortschreibung des Luftreinhalteplanes
fiir die Stadt Brandenburg an der Havel
gemil} § 47 Absatz 5 und 5a
des Bundes-Immissionsschutzgesetzes

Bekanntmachung
des Ministeriums fiir Landliche Entwicklung,
Umwelt und Landwirtschaft des Landes Brandenburg
Vom 13. Mai 2016

Das Ministerium fiir Léndliche Entwicklung, Umwelt und
Landwirtschaft des Landes Brandenburg (MLUL) hat als zu-
standige Behorde (§ 3 Absatz 2 Nummer 2 der Immissions-
schutzzustindigkeitsverordnung) in Abstimmung mit der Stadt-
verwaltung der Stadt Brandenburg an der Havel einen Entwurf
fiir die Fortschreibung des Luftreinhalteplanes vom 9. Novem-
ber 2007 erstellt.

Rechtsgrundlage fiir die Aufstellung des Luftreinhalteplanes ist
§ 47 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) in der
Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 (BGBL. 1
S. 1274), zuletzt gedndert durch Artikel 76 der Verordnung vom
31. August 2015 (BGBI. I S. 1474), in Verbindung mit der Ver-
ordnung iiber Luftqualititsstandards und Emissionshdchstmen-
gen (Neununddreifligste Verordnung zur Durchfiihrung des
Bundes-Immissionsschutzgesetzes - 39. BimSchV) vom 2. Au-
gust 2010 (BGBI. I S. 1065), zuletzt gedndert durch Artikel 87
der Verordnung vom 31. August 2015 (BGBL. I S. 1474). Da-
nach miissen die zustindigen Behorden einen Luftreinhalteplan
aufstellen, der konkrete Mafinahmen zur Reduzierung von
Schadstoffen vorsieht, wenn die durch Rechtsverordnung fest-
gelegten Immissionsgrenzwerte liberschritten werden. Es han-
delt sich um ein Vorhaben nach Anlage 3 Nummer 2.2 des Ge-
setzes tiber die Umweltvertréaglichkeitspriifung (UVPG) in der
Fassung der Bekanntmachung vom 24. Februar 2010 (BGBI. I
S. 94), zuletzt gedndert durch Artikel 2 des Gesetzes vom
21. Dezember 2015 (BGBI. I S. 2490). Eine Pflicht zur Durch-
fiihrung der Strategischen Umweltpriifung (SUP) besteht nach
Priifung nicht.

Nach § 4 der 39. BImSchV gilt fiir Feinstaub (PM 10) im Jah-
resmittel ein Grenzwert von 40 pg/m?®. Der zuldssige Tagesmit-
telwert von 50 pg/m® darf dariiber hinaus nur an maximal
35 Tagen im Kalenderjahr tiberschritten werden. Nach § 3 der
39. BImSchV gilt fiir Stickstoffdioxid im Jahresmittel ein
Grenzwert von 40 pg/m?. Der zuldssige Stundenmittelwert von
200 pg/m? darf dartiber hinaus nur an maximal 18 Tagen im
Kalenderjahr iiberschritten werden.

Durch qualifizierte Messung und Berechnung wurde durch das
Landesamt fiir Umwelt (LfU) festgestellt, dass die Grenzwerte
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fiir Stickstoftfdioxid (Jahresmittelwert) an einem stark verkehrs-
belasteten Straf3enabschnitt des Miithlendamms im Jahr 2014
tiberschritten und im Jahr 2015 erreicht wurden. Fiir den stark
verkehrsbelasteten Stralenabschnitt Molkenmarkt wurde der
Grenzwert (Jahresmittelwert) nur knapp unterschritten. Auf-
grund dieser Ergebnisse ist davon auszugehen, dass ohne
schadstoffreduzierende MafBinahmen die Grenzwerte nicht
dauerhaft eingehalten werden konnen. Die Maflnahmen miissen
verursachergerecht sowie geeignet, erforderlich und angemes-
sen sein, die Luftschadstoffgrenzwerte dauerhaft einzuhalten.

Der Luftreinhalteplan 2014/15 schreibt die Luftreinhaltepla-
nung von 2007 fort. Der Planentwurf wurde im Rahmen des
integrierten Herangehens der Stadtverwaltung Brandenburg an
der Havel unter Beriicksichtigung der Verkehrsentwicklungs-
planung, der Luftreinhalteplanung und der Ladrmaktionspla-
nung zwischen den einzelnen Akteuren abgestimmt und im
April 2016 fertiggestellt. Im Ergebnis liegt nunmehr eine kon-
solidierte Entwurfsfassung fiir die Fortschreibung des Luftrein-
halteplanes Brandenburg an der Havel vor.

Mit dieser Bekanntmachung wird die Offentlichkeit entspre-
chend § 47 Absatz 5a BImSchG und § 14i in Verbindung mit § 9
des Gesetzes iiber die Umweltvertréaglichkeitspriifung (UVPG)
durch Auslegung des Planentwurfes beteiligt. Bis zu zwei Wo-
chen nach Ablauf der einmonatigen Auslegungsfrist kann nach
§ 47 Absatz 5a gegeniiber dem Ministerium fiir Landliche Ent-
wicklung, Umwelt und Landwirtschaft (MLUL) Stellung ge-
nommen werden. Die Auslegungsfrist des Planentwurfes be-
ginnt am 1. Juni 2016 und endet am 30. Juni 2016.

Der Entwurf der Fortschreibung des Luftreinhalteplanes fiir die
Stadt Brandenburg an der Havel ist auf den Internetseiten des
MLUL unter http://www.mlul.brandenburg.de/cms/detail.php/
bb1.c.442876.de einsehbar. Der Entwurf liegt auBerdem fiir die
Dauer eines Monats in den Dienstgebdauden des MLUL, des
LfU und der Stadtverwaltung der Stadt Brandenburg an der Ha-
vel unter folgenden Adressen aus:

Ministerium fiir Ldndliche Entwicklung,
Umwelt und Landwirtschaft

Zimmer 4.086
Henning-von-Tresckow-Str. 2 - 13

Haus S

14467 Potsdam

zu den Dienstzeiten Mo. - Fr.: 8 - 16 Uhr

Landesamt fiir Umwelt

Haus 3, Raum 118

Seeburger Chaussee 2

14476 Potsdam, OT Grof3 Glienicke

zu den Dienstzeiten Mo. - Fr.: 8 - 16 Uhr

Stadtverwaltung Brandenburg an der Havel
Klosterstrafle 14

Haus C, Zimmer C 101

14770 Brandenburg an der Havel

zu den Dienstzeiten:

Di.:9-12und 13 - 18 Uhr

Do.:8-12und 13 - 15 Uhr

sowie nach telefonischer Vereinbarung: 03381 586111.

Anregungen, Vorschldge oder Einwendungen zum Entwurf der
2. Fortschreibung des Luftreinhalteplanes fiir die Stadt Branden-
burg an der Havel kdnnen an die folgende Adresse bis 14 Tage
nach dem Ende der Auslegungsfrist eingesendet werden:

Ministerium fiir Lindliche Entwicklung,
Umwelt und Landwirtschaft

Referat 54

Henning-von-Tresckow-Str. 2 - 13

14467 Potsdam

oder
LRP-Stadt-Brandenburg@mlul.brandenburg.de

Die fristgerecht eingegangenen Stellungnahmen werden bei der
Fertigstellung der Fortschreibung des Luftreinhalteplanes an-
gemessen beriicksichtigt. Der aufgestellte Plan wird danach
gemil § 47 Absatz 5 BImSchG bekannt gemacht. Eine Ausfer-
tigung des Plans, einschlieBlich einer Darstellung des Ablaufs
des Beteiligungsverfahrens und der Griinde und Erwégungen,
auf denen die getroffene Entscheidung beruht, wird dariiber hi-
naus zwei Wochen zur Einsicht ausgelegt.

Genehmigung fiir die Erprobung der Abweichung
von landesrechtlichen Standards

Bekanntmachung
des Ministeriums fiir Infrastruktur und Landesplanung
Abteilung 4
Vom 10. Mai 2016

Das Ministerium fiir Infrastruktur und Landesplanung hat im
Einvernehmen mit dem Ministerium des Innern und fiir Kom-
munales die Zustdndigkeit der Stadt Werder gemiall § 5 Ab-
satz 1 des Brandenburgischen Standarderprobungsgesetzes
(BbgStEQG) in der bis zum 31. August 2011 geltenden Fassung
und die Zustindigkeiten der Stadt Finsterwalde und des Amtes
Schlieben geméal § 5 Absatz 2 BbgStEG in der bis zum 31. Au-
gust 2011 geltenden Fassung gemédl § 8a Absatz 3 BbgStEG bis
zum 31. Dezember 2019 verlangert.

Im Auftrag

Egbert Neumann
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Erste Anderung
der Richtlinie des Ministeriums fiir Arbeit,
Soziales, Gesundheit, Frauen und Familie
des Landes Brandenburg
zur Forderung von Deutschkursen
fiir Fliichtlinge (DfF) im Land Brandenburg
in der EU-Forderperiode 2014 - 2020

Erlass des Ministeriums fiir Arbeit,
Soziales, Gesundheit, Frauen und Familie
Vom 27. April 2016

Die Richtlinie des Ministeriums fiir Arbeit, Soziales, Gesund-
heit, Frauen und Familie des Landes Brandenburg zur Forde-
rung von Deutschkursen flir Fliichtlinge (DfF) im Land Bran-
denburg in der EU-Forderperiode 2014 - 2020 vom 21. August
2015 (ABL. S. 807) wird wie folgt geéndert:

1.

Nummer 5.4.3 wird wie folgt gefasst:

,»J.4.3 Leistungen, die Teilnechmende nach dem Asylbe-
werberleistungsgesetz erhalten, in Form einer Pau-
schale nach Artikel 67 Absatz 1 Buchstabe b der
Verordnung (EU) Nr. 1303/2013 in Hohe von
327 Euro je Teilnehmenden und Monat.“

In Nummer 5.5.2 Buchstabe a wird der erste Satz wie folgt
gefasst:

,Jede anrechenbare Unterrichtsstunde pro Teilnehmenden
wird fiir Module, die bis zum 30. Juni 2016 beginnen, mit
einem Festbetrag in Héhe von 2,94 Euro und fiir Module,
die ab dem 1. Juli 2016 beginnen, mit einem Festbetrag in
Hohe von 3,10 Euro gefordert.”

Nummer 5.5.3 wird aufgehoben.
Nummer 5.5.4 wird wie folgt gefasst:

»5.5.4 Die maximale Hohe der Zuwendung nach den
Nummern 2.1 und 2.2 betrégt

- fiir das Fordergebiet Nord mit den Kreisen Prig-
nitz, Ostprignitz-Ruppin, Oberhavel, Havel-
land und Uckermark 1 668 000 Euro,

- fiir das Fordergebiet Ost mit den Kreisen
Mairkisch-Oderland, Oder-Spree und Barnim
sowie der kreisfreien Stadt Frankfurt (Oder)
1 440 000 Euro,

- fiir das Fordergebiet Siid mit den Kreisen Dah-
me-Spreewald, Elbe-Elster, Oberspreewald-Lau-
sitz und Spree-NeiBle sowie der kreisfreien
Stadt Cottbus 1 476 000 Euro,

- fiir das Fordergebiet West mit den Kreisen Pots-
dam-Mittelmark, Teltow-Flaming und den kreis-
freien Stadten Potsdam und Brandenburg an der
Havel 1 416 000 Euro.*

Nummer 8 wird wie folgt gefasst:
»8 Geltungsdauer
Diese Richtlinie tritt mit Wirkung vom 1. September

2015 in Kraft und am 31. Dezember 2017 auBler Kraft.*

11.

Dieser Erlass tritt am 27. April 2016 in Kraft.

2.1

Erfassung iiberwachungsbediirftiger Anlagen
durch eine dateifiihrende Stelle

Bekanntmachung des Ministeriums fiir Arbeit,
Soziales, Gesundheit, Frauen und Familie
Vom 9. Mai 2016

Dateifiithrende Stelle

Die dateifiihrende Stelle nach § 2 Absatz 1 der Verord-
nung iiber zugelassene Uberwachungsstellen nach
dem Produktsicherheitsgesetz im Land Brandenburg
(ZUSVBbg) vom 6. Dezember 2005 (GVBL. II S. 582),
die durch die Verordnung vom 6. April 2016 (GVBI. 11
Nr. 18) gedndert worden ist, ist die Landesanstalt fiir
Umwelt, Messungen und Naturschutz Baden-Wiirttem-
berg (LUBW), Griesbachstralie 1, 76185 Karlsruhe.

Anlagendaten’

Die nach § 2 Absatz 2 ZUSVBbg zu erfassenden Daten
sind:

Allgemeine Angaben fiir alle Anlagen und Geréte
1. Behorden-Daten?

- Zustdndigkeit

- Mitarbeiter/Abteilung
- Betriebsstitten-Nr.

- Wiedervorlage

- Wiedervorlagedatum
- Wiedervorlagegrund
- Memo

2. Anlagenschliissel

3. Betriebsintern®

Fiir alle im Abschnitt 2 genannten Anlagen gelten die Begriffsbestimmun-
gen der Betriebssicherheitsverordnung (BetrSichV) vom 3. Februar 2015
(BGBI. I S. 49), ebenso beziehen sich alle hier gemachten und nicht néher
bezeichneten Rechtsbeziige auf die Betriebssicherheitsverordnung.

Die zugelassene Uberwachungsstelle wihlt nur die zustindige Behorde aus,
alle weiteren Behordendaten werden durch die Behorde eingetragen.

Diese Eingabe ist nur bei Druckanlagen und Ex-Anlagen eine Pflichtangabe,
wenn keine Herstellnummer angegeben wird.
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4. Arbeitgeber und Gleichgestellte

- Name
- Anschrift (Strae und Nr., PLZ, Ort etc.)

5. Standort der Anlage/des Gerites

- Name
- Anschrift (Strale und Nr., PLZ, Ort etc.)

6. Anlagenstatus*

- Aullerbetriebnahme (Auflerbetriebnahme ab Da-
tum ... AuBerbetriebnahme bis Datum)

- Beseitigung (am Datum)

- AuBerbetriebnahme/Beseitigung (ZUS kann hier
AubBerbetriebnahme/Beseitigung der Behorde mit-
teilen)

2.2 Aufzugsanlagen
2.2.1 Grunddaten fiir alle Aufzugsanlagen

1. Aufzugsart (Auswahlfeld)

- Aufzug nach Aufzugsrichtlinie
- Aufzug nach Maschinenrichtlinie
- Personen-Umlaufaufzug

2. Hersteller geméfl Kennzeichnung im Fahrkorb
3. Herstell-/Serien-/Fabriknummer

4. Baujahr

2.2.2 Priifung ,,Aufzugsanlage*

1. Priifungsart (Auswahlfeld)

- Priifung vor Inbetriebnahme/Wiederinbetriebnah-
me’

- Hauptpriifung

- Zwischenpriifung

2. Falligkeit
3. Intervall
4. Durchgefiihrte Priifungen

- Priifungsart

- Prifdatum

- Priifschliissel
- Intervall

- zUSs

Druckanlagen

2.3.1 Grunddaten fiir alle Druckanlagen

1. Art der Druckanlage (Auswahlfeld)

- Dampfkesselanlage

- Druckbehélteranlage

- Fillanlage nach Anhang 2 Absatz 4 Nummer 2.1
Buchstabe ¢ Doppelbuchstabe aa

Anlagenstatus wird von der Behorde eingetragen, die zugelassene Uberwa-
chungsstelle kann hier eine AuBerbetriebnahme der Behérde mitteilen.

Eine Priifung nach priifpflichtigen Anderungen (Wiederinbetriebnahme) ist
nur einzutragen, wenn diese zu Veranderungen am Priifintervall oder an den
Filligkeiten der nichsten Priifungen fithren.

- Fillanlage nach Anhang 2 Absatz 4 Nummer 2.1
Buchstabe ¢ Doppelbuchstabe bb

- Fiillanlage nach Anhang 2 Absatz 4 Nummer 2.1
Buchstabe ¢ Doppelbuchstabe cc

- Rohrleitungsanlage

2. Hersteller®
3. Herstell-/Serien-/Fabriknummer®

4. Besteht aus (x-Geriten) mit Auflistung der Herstell-
nummern oder betriebsinternen Bezeichnungen der
einzelnen Druckgeréte

2.3.2 Priifung ,,Druckanlage*

2.4

2.4.

1. Priifungsart (Auswahlfeld)

- Priifung vor Inbetriebnahme/Wiederinbetrieb-
nahme’

- Wiederkehrende Priifung

- Priiffristen festlegen

2. Filligkeit
3. Intervall
4. Durchgefiihrte Priifungen

- Priifungsart
- Prifdatum
- Priifschliissel
- Intervall
- ZUS

Druckgerite

1 Grunddaten fiir alle Druckgerite/Anlagenteile
1. Art des Druckgerites/Anlagenteils (Auswahlfeld)

- Druckgerét/Druckbehélter

- Dampf-/HeiBwassererzeuger

- Rohrleitung (Anhang 2 Abschnitt 4 Nummer 2.2
Buchstabe c)

Hersteller
Herstell-/Serien-/Fabriknummer
Herstelljahr

Mehrraumig (wenn zutreffend)

A O i

Maximal zuldssiger Druck PS (bar) (maB3gebender
Raum)

7. Volumen (1) (bei Druckgerit) (ma3gebender Raum)
8. Nenndurchmesser DN (-) (bei Leitung)

Hersteller und Herstellnummer sind bei Druckanlagen nur anzugeben, so-
weit diese vorhanden und bekannt sind. Wird keine Herstellnummer bei
Druckanlagen angegeben, muss eine betriebsinterne Bezeichnung angege-
ben werden.

Eine Priifung nach priifpflichtigen Anderungen (Wiederinbetriebnahme) ist
nur einzutragen, wenn diese zu Veranderungen am Priifintervall oder an den
Filligkeiten der nichsten Priifungen fiihren.



Amtsblatt fiir Brandenburg — Nr. 21 vom 1. Juni 2016

2.4.2 Besondere Anforderungen fiir bestimmte Anlagen und

Anlagenteile

1. 6.2  Kilte- und Wiarmepumpenanlagen

2. 6.7  Anlagenteile fiir die Erzeugung von Wasser-
dampf oder Heiflwasser durch Wérmeriickge-
winnung

3. 6.8 Rohrleitungen mit Prifprogramm

4. 6.10 Druckbehilter mit Gaspolster in Druckfliis-
sigkeitsanlagen

5. 6.11 Druckbehilter als Anlagenteile in elektri-
schen Schaltgerdten und -anlagen

6. 6.12 Schallddmpfer in Rohrleitungen

7. 6.13 Druckbehilter von Feuerléschgerdten und
Loschmittelbehéltern

8. 6.14 Druckbehélter und Rohrleitungen mit Aus-
kleidung oder Ausmauerung

9. 6.15 Ortsfeste Druckbehilter fiir kornige oder
staubformige Giiter

10. 6.16 Fahrzeugbehilter fiir fliissige, kornige oder
staubformige Giiter

11. 6.17 Druckbehélter fiir nicht korrodierend wirken-
de Gase oder Gasgemische

12. 6.18 Druckbehélter und daran angeschlossene Rohr-
leitungen fiir Gase oder Gasgemische mit Be-
triebstemperaturen unter -10 Grad Celsius

13. 6.19  Druckbehilter und daran angeschlossene Rohr-
leitungen fiir Gase oder Gasgemische in fliis-
sigem Zustand

14. 6.20 Rotierende dampfbeheizte Zylinder

15.6.21 Steinhédrtekessel

16. 6.22  Druckbehélter und Rohrleitungen aus Glas

17. 6.23  Druckbehilter in Warmeiibertragungsanlagen

18. 6.24  Versuchsautoklaven

19. 6.25 Heizplatten in Wellpappenerzeugungsanlagen

20. 6.27.1 Druckbehilter zum Pressen von Weintrauben

21. 6.27.2 Ausriistungsteile von Druckbehéltern zum
Pressen von Weintrauben

22. 6.29.2 Ausriistungsteile von Lagerbehiltern fiir Le-
bensmittel

23. 6.30 Verwendungsfertige Druckanlagen und Druck-
gerdte in verwendungsfertigen Maschinen

24. 6.32 Ortsfeste Fiillanlage fiir Gase

25. 6.33 Druckgerite mit Schnellverschliissen

26. 6.34  Ortsbewegliche Druckgerdte nach Anhang 2
Abschnitt 4 Nummer 2.1 Satz 2 Buchstabe b

27.6.35 Druckgerite mit Einbauten

2.4.3 Besondere Angaben fiir Dampf-/HeiBwassererzeuger

1.

Wasserinhalt voll (1)
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2.4.4 Prifung ,,Druckgerat"

2.5

2.5.

1.
2.

Priifungsart (Auswahlfeld)
Priifung vor Inbetriecbnahme/Wiederinbetriebnahme®

- Innere Priifung

- AuBere Priifung

- Festigkeitspriifung

- Priiffrist festlegen

- Priifprogramm fiir Rohrleitung liegt vor (wenn
diese Priifungsart gesetzt wird, werden alle ande-
ren Priifungsarten [fiir die Zukunft] geldscht)

Falligkeit
Intervall
Durchgefiihrte Priifungen

- Prifungsart

- Priifdatum

- Priifschliissel
- Intervall

- 7USs

Ex-Anlagen

1 Grunddaten fiir alle Anlagen

1.

Art der Anlage (Auswahlfeld)

- Gasfiillanlage (§ 18 Absatz 1 Nummer 3)

- Lageranlage (§ 18 Absatz 1 Nummer 4)

- Fiillstelle (§ 18 Absatz 1 Nummer 5)

- Tankstelle (§ 18 Absatz 1 Nummer 6)

- Flugfeldbetankungsanlage (§ 18 Absatz 1 Num-
mer 7)

- Hersteller’

- Herstell-/Serien-/Fabriknummer®

Priifung ,,Ex-Anlagen‘
1.

Prifungsart (Auswahlfeld)

- Priifung vor Inbetriebnahme/Wiederinbetriebnah-
me'?
- Wiederkehrende Priifung

Falligkeit
Intervall
Durchgefiihrte Priifungen

- Priifungsart

- Prifdatum

- Priifschliissel
- Intervall

- zUSs

Eine Priifung nach priifpflichtigen Anderungen (Wiederinbetriebnahme) ist
nur einzutragen, wenn diese zu Veranderungen am Priifintervall oder an den
Filligkeiten der nachsten Priifungen fiihren.

Hersteller und Herstellnummer sind bei Ex-Anlagen nur anzugeben, soweit
diese vorhanden und bekannt sind. Wird bei Ex-Anlagen keine Herstellnum-
mer angegeben, ist eine betriebsinterne Bezeichnung anzugeben.

Eine Priifung nach priifpflichtigen Anderungen (Wiederinbetriebnahme) ist
nur einzutragen, wenn diese zu Veranderungen am Priifintervall oder an den
Filligkeiten der nachsten Priifungen fiihren.
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3 Inkrafttreten, Auflerkrafttreten

Diese Bekanntmachung tritt mit Wirkung vom 15. April
2016 in Kraft.

Gleichzeitig tritt die Bekanntmachung des Ministeriums
fiir Arbeit, Soziales, Gesundheit und Familie iiber die Er-
fassung iiberwachungsbediirftiger Anlagen durch eine
Datei fithrende Stelle vom 23. Dezember 2005 (ABI.
S. 1126) aufer Kraft.

Bekanntmachung
des besonderen 6ffentlichen Bedarfs
fiir bestimmte Studienfach-Kombinationen,
die auf einen Beruf vorbereiten

Bekanntmachung des Ministeriums fiir Wissenschatft,
Forschung und Kultur
Vom 11. Mai 2016

Das Ministerium fiir Wissenschaft, Forschung und Kultur gibt
bekannt, dass ein besonderer &ffentlicher Bedarf gemill § 4
Absatz 1 Nummer 7 des Brandenburgischen Hochschulzulas-
sungsgesetzes in Verbindung mit § 14 der Hochschulzulas-
sungsverordnung fiir folgende Bachelorstudienfach-Kombina-
tionen im Lehramt

1.1 fur die Primarstufe

1.1.1  Musik - Mathematik
1.1.2 Musik - Deutsch
1.1.3  Musik - Englisch
1.1.4  Sport - Mathematik
1.1.5 Sport - Deutsch
1.1.6  Sport - Englisch und

1.2 fiir die Sekundarstufen I und II

1.2.1 Musik - Englisch

1.2.2  Musik - Deutsch

1.2.3  Musik - Sport

1.2.4  Wirtschaft-Arbeit-Technik - Mathematik
1.2.5 Wirtschaft-Arbeit-Technik - Sport

1.2.6  Physik - Mathematik

1.2.7 Physik - Sport

festgestellt ist.

Die Bekanntmachung eines o6ffentlichen Bedarfs fiir weitere
Studiengangswahlen und Studienfach-Kombinationen bleibt
vorbehalten.

Die Feststellung des Bedarfs unter Nummer 1 tritt am 1. Juni
2016 in Kraft und gilt bis einschlieBlich Wintersemester
2017/2018.

Aufhebung einer Verwaltungsvorschrift

Bekanntmachung
des Ministeriums des Innern und fiir Kommunales
Vom 27. April 2016

Die Dienstanweisung fiir den Landesbranddirektor und die
Stellvertretenden Landesbranddirektoren vom 25. August 2011
(ABL. S. 1717) ist mit Wirkung vom 27. April 2016 aufgehoben
worden.
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Wesentliche Anderung einer Biogasanlage
in 16278 Angermiinde

Bekanntmachung des Landesamtes fiir Umwelt
Vom 31. Mai 2016

Die Firma AC Biogasanlagen Drei Management GmbH & Co.
KG, Hafenweg 15 in 48155 Miinster beantragt die Genehmigung
nach § 16 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG),
auf dem Grundstiick in 16278 Angermiinde, Schmargendor-
fer Weg 29 in der Gemarkung Angermiinde, Flur 10, Flur-
stiick 438 eine Biogasanlage wesentlich zu dndern (G00816).

Bei der Biogasanlage handelt es sich um Anlagen nach § 3 in
Verbindung mit Nummer 8.6.3.1 EG des Anhanges 1 der 4. Ver-
ordnung liber genehmigungsbediirftige Anlagen (4. BImSchV)
sowie um die Anderung eines Vorhabens der Nummer 8.4.2.1
der Anlage 1 des Gesetzes liber die Umweltvertraglichkeitsprii-
fung (UVPG). Nach § 3¢ UVPG war fiir das beantragte Vorha-
ben eine allgemeine Vorpriifung des Einzelfalls durchzufiihren.
Es wurde festgestellt, dass fiir das beabsichtigte Vorhaben keine
UVP-Pflicht besteht.

Das Vorhaben umfasst im Wesentlichen die Erh6hung der Bio-
gaserzeugung (40 %), eine Modifizierung der Inputmengen so-
wie die Erhohung der Biogasaufbereitung von 6 437 000 Nm?/
Jahr auf 9 017 511 Nm?/Jahr. Eine Gérrestseparationsanlage,
eine Aktivkohlefilteranlage und ein Sauerstoffgenerator und die
Anderung der Abdeckung bei den vorhandenen Girrestspei-
cher 2 und 4 sind geplant.

Die Inbetriebnahme der Anlagen ist fiir Mai 2017 vorgesehen.
Auslegung

Der Genehmigungsantrag sowie die dazugehorigen Unterlagen
werden einen Monat vom 8. Juni 2016 bis einschlieilich
7. Juli 2016 an folgenden Stellen ausgelegt und kénnen dort
wihrend der Dienststunden von jedermann eingesehen werden:

- Landesamt fiir Umwelt
Abteilung Technischer Umweltschutz 1 Genehmigungen/
Grundlagen, Genehmigungsverfahrensstelle Ost, Miillroser
Chaussee 50, Zimmer 103 in 15236 Frankfurt (Oder)
Telefonnummer: 0335 560-3182

- Stadtverwaltung Angermiinde
Heinrichstr. 12, Zimmer 301
16278 Angermiinde
Telefonnummer: 03331 260076

Den Antragsunterlagen liegt eine vom Triger des Vorhabens
eingereichte Umweltvertraglichkeitsuntersuchung bei.

Einwendungen
Einwendungen gegen das Vorhaben kdnnen wihrend der Ein-

wendungsfrist vom 8. Juni 2016 bis einschliefSlich 21. Juli
2016 schriftlich beim Landesamt fiir Umwelt, Abteilung Tech-

nischer Umweltschutz 1 Genehmigungen/Grundlagen, Geneh-
migungsverfahrensstelle Ost, Postfach 601061 in 14410 Pots-
dam oder bei der Stadt Angermiinde, Postfach 1138 in
16278 Angermiinde erhoben werden.

Erorterungstermin

Die form- und fristgerechten Einwendungen werden in einem
Erorterungstermin am 23. August 2016 ab 10:00 Uhr in der
Gaststitte ,,Wolfs Revier®“, Greifenberger Strafle 28 in
16278 Angermiinde OT Kerkow erortert. Kann die Erdrte-
rung an diesem Tag nicht abgeschlossen werden, wird der Eror-
terungstermin an den folgenden Werktagen fortgesetzt. Es wird
darauf hingewiesen, dass die formgerecht erhobenen Einwen-
dungen auch bei Ausbleiben des Antragstellers oder von Perso-
nen, die Einwendungen erhoben haben, erdrtert werden.
Wurden Einwendungen form- und fristgerecht nicht erhoben,
findet kein Erdrterungstermin statt.

Hinweise

Die Einwendungen sind dem Antragsteller sowie den Fachbe-
horden, deren Aufgabenbereich beriihrt wird, bekannt zu geben.
Auf Verlangen des Einwenders sollen dessen Name und An-
schrift vor der Bekanntgabe unkenntlich gemacht werden,
wenn diese zur ordnungsgemifien Durchfithrung des Genehmi-
gungsverfahrens nicht erforderlich sind. Die Zustellung der
Entscheidung tiber die Einwendungen kann durch offentliche
Bekanntmachung ersetzt werden.

Rechtsgrundlagen

Gesetz zum Schutz vor schiadlichen Umwelteinwirkungen durch
Luftverunreinigungen, Gerdusche, Erschiitterungen und dhn-
liche Vorgidnge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG)
in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013
(BGBI.IS. 1274), zuletzt gedndert durch Artikel 76 der Verord-
nung vom 31. August 2015 (BGBL. I S. 1474)

Vierte Verordnung zur Durchfiihrung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung liber genehmigungsbediirftige An-
lagen - 4. BImSchV) vom 2. Mai 2013 (BGBL. I S. 973, 3756),
zuletzt gedndert durch Artikel 3 der Verordnung vom 28. April
2015 (BGBI.1S. 670)

Neunte Verordnung zur Durchfithrung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung liber das Genehmigungsverfahren -
9. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 29. Mai
1992 (BGBL I S. 1001), zuletzt gedndert durch Artikel 5 der
Verordnung vom 28. April 2015 (BGBI. I S. 670)

Gesetz liber die Umweltvertraglichkeitspriifung (UVPQG) in der
Fassung der Bekanntmachung vom 24. Februar 2010 (BGBI. 1
S. 94), zuletzt gedndert durch Artikel 2 des Gesetzes vom
21. Dezember 2015 (BGBL. I S. 2490)

Landesamt fiir Umwelt
Abteilung Technischer Umweltschutz 1
Genehmigungsverfahrensstelle Ost
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Feststellung des Unterbleibens
einer Umweltvertriglichkeitspriifung (UVP)
fiir die Errichtung und den Betrieb von
zwei Windkraftanlagen in 15345 Rehfelde
OT Zinndorf

Bekanntmachung des Landesamtes fiir Umwelt
Vom 31. Mai 2016

Die Firma Denker & Wulf AG, Windmiihlenberg in 24814 Se-
hestedt beantragt die Genehmigung nach § 4 des Bundes-Im-
missionsschutzgesetzes (BImSchG) auf den Grundstiicken in
15345 Rehfelde, Gemarkung Zinndorf, Flur 2, Flur-
stiicke 75 und 94 (Landkreis Markisch-Oderland) zwei Wind-
kraftanlagen zu errichten und zu betreiben. (Az.: G00516)

Es handelt sich dabei um Anlagen der Nummer 1.6.2 des An-
hanges 1 der Verordnung iiber genehmigungsbediirftige Anla-
gen (4. BImSchV) sowie um die Anderung eines Vorhabens
nach Nummer 1.6.1 Spalte 1 der Anlage 1 des Gesetzes tiber die
Umweltvertrdglichkeitspriifung (UVPG).

Nach § 3e Absatz 1 Nummer 2 UVPG war fiir das beantragte
Vorhaben eine allgemeine Vorpriifung des Einzelfalls durchzu-
fithren.

Die Feststellung erfolgte nach Beginn des Genehmigungsver-
fahrens auf der Grundlage der vom Vorhabenstriger vorgeleg-
ten Unterlagen sowie eigener Informationen.

Im Ergebnis dieser Vorpriifung wurde festgestellt, dass fiir
das oben genannte Vorhaben keine UVP-Pflicht besteht.

Diese Feststellung ist nicht selbststédndig anfechtbar. Die Be-
griindung dieser Entscheidung und die ihr zugrunde liegenden
Unterlagen konnen nach vorheriger telefonischer Anmeldung
unter der Telefonnummer 0335 560-3182 wihrend der Dienst-
zeiten im Landesamt fir Umwelt, Abteilung Technischer
Umweltschutz 1 Genehmigungen/Grundlagen, Genehmigungs-
verfahrensstelle Ost, Zimmer 103, Millroser Chaussee 50,
15236 Frankfurt (Oder) eingesehen werden.

Rechtsgrundlagen

Gesetz zum Schutz vor schddlichen Umwelteinwirkungen durch
Luftverunreinigungen, Gerdusche, Erschiitterungen und &hnliche
Vorgénge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG) in der
Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 (BGBI. I
S. 1274), zuletzt gedndert durch Artikel 76 der Verordnung vom
31. August 2015 (BGBI. I S. 1474)

Vierte Verordnung zur Durchfithrung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung liber genehmigungsbediirftige An-
lagen - 4. BImSchV) vom 2. Mai 2013 (BGBL. I S. 973, 3756),
zuletzt gedndert durch Artikel 3 der Verordnung vom 28. April
2015 (BGBI. I S. 670)

Gesetz liber die Umweltvertraglichkeitspriifung (UVPQG) in der
Fassung der Bekanntmachung vom 24. Februar 2010 (BGBI. 1

S. 94), zuletzt gedndert durch Artikel 2 des Gesetzes vom
21. Dezember 2015 (BGBI. I S. 2490)

Landesamt fiir Umwelt
Abteilung Technischer Umweltschutz 1
Genehmigungsverfahrensstelle Ost

Wesentliche Anderung einer Biogasanlage
in 17337 Uckerland

Bekanntmachung des Landesamtes fiir Umwelt
Vom 31. Mai 2016

Die Firma Menke Biogas GmbH, Kutzerow 62 a in
17337 Uckerland OT Jacobsdorf beantragt die Genehmigung
nach § 16 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG)
auf dem Grundstiick 17337 Uckerland in der Gemarkung Kut-
zerow Flur 2, Flurstiicke 192 und 194 (Landkreis Ucker-
mark) eine Biogasanlage wesentlich zu dndern. (AZ: G02916)

Es handelt sich dabei um eine Anlage der Nummer 8.6.3.2V des
Anhangs 1 der Verordnung iiber genehmigungsbediirftige Anla-
gen (4. BImSchV) sowie um ein Vorhaben der Nummer 8.4.2.2
Spalte 2 der Anlage 1 des Gesetzes liber die Umweltvertraglich-
keitspriifung (UVPG). Bei der Anderung der Anlage handelt es
sich im Wesentlichen um die Errichtung eines zusétzlichen
Girrestlagerbehilters.

Nach § 3¢ UVPG war fiir das beantragte Vorhaben eine stand-
ortbezogene Vorpriifung des Einzelfalls durchzufiihren.

Die Feststellung erfolgte nach Beginn des Genehmigungsver-
fahrens auf der Grundlage der vom Vorhabenstriger vorgeleg-
ten Unterlagen sowie eigener Informationen.

Im Ergebnis dieser Vorpriifung wurde festgestellt, dass fiir
das oben genannte Vorhaben keine UVP-Pflicht besteht.

Diese Entscheidung ist nicht selbststdndig anfechtbar. Die Be-
griindung dieser Entscheidung und die ihr zugrunde liegenden
Unterlagen kénnen nach vorheriger telefonischer Anmeldung
wihrend der Dienstzeiten im Landesamt fiir Umwelt, Abteilung
Technischer Umweltschutz 1, Genehmigungsverfahrensstelle
Ost, Zimmer 103, Miillroser Chaussee 50 in 15236 Frankfurt
(Oder), eingesehen werden.

Rechtsgrundlagen

Gesetz zum Schutz vor schadlichen Umwelteinwirkungen durch
Luftverunreinigungen, Gerdusche, Erschiitterungen und &hnliche
Vorginge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG) in der
Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 (BGBI. I
S. 1274), zuletzt gedndert durch Artikel 76 der Verordnung vom
31. August 2015 (BGBL. I S. 1474)
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Vierte Verordnung zur Durchfiihrung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung tiber genehmigungsbediirftige An-
lagen - 4. BImSchV) vom 2. Mai 2013 (BGBI. I S. 973, 3756),
zuletzt gedndert durch Artikel 3 der Verordnung vom 28. April
2015 (BGBI. I S. 670)

Neunte Verordnung zur Durchfithrung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung tiber das Genehmigungsverfahren -
9. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 29. Mai
1992 (BGBI. I S. 1001), zuletzt gedndert durch Artikel 5 der
Verordnung vom 28. April 2015 (BGBI. I S. 670)

Gesetz iber die Umweltvertraglichkeitspriifung (UVPG) in der
Fassung der Bekanntmachung vom 24. Februar 2010 (BGBI. I
S. 94), zuletzt gedndert durch Artikel 2 des Gesetzes vom
21. Dezember 2015 (BGBI. I S. 2490)

Landesamt fiir Umwelt
Abteilung Technischer Umweltschutz 1
Genehmigungsverfahrensstelle Ost

Genehmigung fiir Errichtung und Betrieb
einer Windkraftanlage in 04932 Réderland
OT Prosen

Bekanntmachung des Landesamtes fiir Umwelt
Vom 31. Mai 2016

Der Firma UKA Cottbus Projektentwicklung GmbH & Co. KG,
Heinrich-Hertz-StraBe 6 in 03044 Cottbus wurde die Neuge-
nehmigung gemil § 4 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes
(BImSchG) erteilt, eine Windkraftanlage des Typs Vestas
V126-3,3 MW auf dem Grundstiick in der Gemarkung Pro-
sen, Flur 2, Flurstiick 38 zu errichten und zu betreiben. Die
Windkraftanlage hat eine Nabenhdhe von 137 m (+ 2 m Funda-
menterhohung), einen Rotordurchmesser von 126 m, eine Ge-
samthohe von 200 m (+ 2 m Fundamenterh6hung) und eine
elektrische Nennleistung von 3,3 MW. Der Stahlrohrturm wird
in geschlossener, konischer Bauweise ausgefiihrt. Zu der Wind-
kraftanlage gehoren weiterhin ein Kranaufstellplatz, die Trafo-
station (Trafo im Turm) und der Zufahrtsweg.

Die immissionsschutzrechtliche Genehmigung schlief3t die Bau-
genehmigung, die naturschutzrechtliche Eingriffszulassung und
die Genehmigung einer baulichen Anlage nach § 87 BbgWG ein
und wurde unter den im Genehmigungsbescheid aufgefiihrten
Nebenbestimmungen erteilt.

Die sofortige Vollziechung der Genehmigung wurde angeordnet.
Auslegung
Die Genehmigung nach Bundes-Immissionsschutzgesetz liegt

mit einer Ausfertigung der genehmigten Antragsunterlagen in
der Zeit vom 02.06.2016 bis einschliellich 15.06.2016 im

Landesamt fiir Umwelt, Genehmigungsverfahrensstelle Siid,
Von-Schon-Stralle 7, Zimmer 4.27 in 03050 Cottbus und in der
folgenden Behorde aus und kann dort wihrend der Dienststun-
den von jedermann eingesehen werden:

Gemeinde Roderland, Fachbereich 1 - Biirgerdienste, Bauen
und Kommunalservice, Am Markt 1 in 04932 Réderland, Zim-
mer 02.

Um telefonische Anmeldung wird nach Moglichkeit gebeten.

Mit Ende der Auslegungsfrist gilt der Bescheid als zuge-
stellt.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann binnen eines Monats nach dessen
Zustellung schriftlich oder zur Niederschrift Widerspruch ein-
gelegt werden.

Ein schriftlicher Widerspruch ist an das Landesamt fiir Umwelt,
Postfach 601061 in 14410 Potsdam zu richten. Zur Nieder-
schrift kann der Widerspruch beim Landesamt fir Umwelt,
Seeburger Chaussee 2 in 14476 Potsdam OT GroB3 Glienicke
eingelegt werden.

Rechtsgrundlagen

Gesetz zum Schutz vor schddlichen Umwelteinwirkungen durch
Luftverunreinigungen, Gerdusche, Erschiitterungen und dhnliche
Vorgénge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG) in der
Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 (BGBL. 1
S. 1274), zuletzt gedndert durch Artikel 76 der Verordnung vom
31. August 2015 (BGBI. I S. 1474)

Vierte Verordnung zur Durchfiihrung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung tiber genehmigungsbediirftige An-
lagen - 4. BImSchV) vom 2. Mai 2013 (BGBI. I S. 973, 3756),
zuletzt gedndert durch Artikel 3 der Verordnung vom 28. April
2015 (BGBL. I S. 670)

Neunte Verordnung zur Durchfiihrung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung tiber das Genehmigungsverfahren -
9. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 29. Mai
1992 (BGBIL. I S. 1001), zuletzt gedndert durch Artikel 5 der
Verordnung vom 28. April 2015 (BGBL. I S. 670)

Gesetz liber die Umweltvertraglichkeitspriifung (UVPQG) in der
Fassung der Bekanntmachung vom 24. Februar 2010 (BGBI. 1
S. 94), zuletzt gedndert durch Artikel 2 des Gesetzes vom
21. Dezember 2015 (BGBI. I S. 2490)

Landesamt fiir Umwelt
Abteilung Technischer Umweltschutz 1
Genehmigungsverfahrensstelle Siid
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BEKANNTMACHUNGEN DER LANDESBETRIEBE

Widmung der Ortsumgehung Herzfelde
sowie Umstufungen und Einziehungen
im Zuge der Bundesstrafie B 1 im Landkreis
Mirkisch-Oderland

Bekanntmachung
des Landesbetriebs Stralenwesen Brandenburg,
Lindenallee 51, 15366 Hoppegarten
Vom 4. Mai 2016

Entsprechend dem Planfeststellungsbeschluss Nr.: 50.5 7172/1.17
vom 17. Februar 2004 des Ministeriums fiir Stadtentwicklung,
Wohnen und Verkehr des Landes Brandenburg - sowie der An-
derung zum Beschluss Aktenzeichen: 40.15 7172/1.17-N1 des
Ministeriums fiir Infrastruktur und Landwirtschaft des Landes
Brandenburg vom 13. Juli 2012 - erfolgte der Ausbau der Bun-
desstrafie B 1 im Zuge der Ortsumgehung (OU) Herzfelde. Mit
der Verkehrsfreigabe (voraussichtlich am 30. Juni 2016) wer-
den nachstehende Widmung, Umstufungen und Einziehungen
rechtswirksam:

Widmung

Der neue Verlauf der BundesstraBe B 1 zwischen Lichtenow
und Tasdorf vom Netzknoten 3549 004 bis zum Netzkno-
ten 3548 006 erhilt die Eigenschaft einer 6ffentlichen Strafie
und wird der Allgemeinheit fiir den offentlichen Verkehr als
Kraftfahrstrafle im Sinne von § 18 der Stralenverkehrsordnung
zur Verfiigung gestellt. Die Gesamtldnge der zu widmenden
Bundesstralie betrdgt 4,290 km.

Gemail § 2 Absatz 1 des Bundesfernstraflengesetzes (FStrG) in
der Fassung der Bekanntmachung vom 28. Juni 2007 (BGBI. I
S. 1206), das zuletzt durch Artikel 466 der Verordnung vom
31. August 2015 (BGBI. I S. 1474) gedndert worden ist, werden
die Neubauabschnitte einschlielich der dazugehdrigen Neben-
anlagen in die Gruppe der Bundesstraen eingestuft und Be-
standteil der B 1.

Kiinftiger Tréger der Stralenbaulast wird die Bundesrepublik
Deutschland.

Umstufung

Entsprechend dem oben angefiihrten Planfeststellungbeschluss
einschlieBlich seiner Anderung wird der bisherige Streckenab-
schnitt der Bundesstrale B 1 wie folgt in die Gruppe der Lan-
desstrafen abgestuft:

Abschnitt 170 von Netzknoten (NK) 3549 002 nach NK 3549 010,
mit einer Gesamtlange von 0,120 km wird Bestandteil der Lan-
desstraf3e L 23.

Kiinftiger Baulasttrédger wird das Land Brandenburg.

Des Weiteren werden die bisherigen Teilstrecken der Bundes-
stralle B 1

Abschnitt 150 von NK 3549 004, km 1,730 bis NK 3549 002,
km 4,110 (Lénge 2,380 km),

Abschnitt 180 von NK 3549 010 bis 3549 009 (Lange 0,158 km)
sowie

Abschnitt 190 von NK 3549 009, Stations-km 0,000 bis
NK 3548 006, Stations-km 0,960 (Lange 0,960 km)

iiber eine Gesamtlidnge von insgesamt 3,498 km zur Gemein-
destralle abgestuft.

Kinftiger Baulasttrager wird die Gemeinde Riidersdorf bei
Berlin.

Einziehung

Die Teilstrecken der verlassenen B 1 im Abschnitt 150 von
Stations-km 1,620 bis Stations-km 1,730 und im Abschnitt 190
von Stations-km 0,960 bis Stations-km 1,110 mit einer Gesamt-
lange von 0,260 km haben die Verkehrsbedeutung einer 6ffent-
lichen Straf3e verloren und werden gemaf3 § 2 Absatz 5 FStrG
eingezogen.

Der Verwaltungsakt und seine Begriindung konnen beim Lan-
desbetrieb Stralenwesen Brandenburg, Region Ost, Dienststét-
te Frankfurt (Oder), Miillroser Chaussee 51 in 15236 Frankfurt
(Oder) eingesehen werden.

Diese Verfiigung gilt einen Tag nach Verdffentlichung als be-
kannt gegeben.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diese Verfligung kann innerhalb eines Monats nach
Bekanntgabe Widerspruch erhoben werden. Der Widerspruch
ist beim Landesbetrieb StraBenwesen Brandenburg, Lindenal-
lee 51, in 15366 Hoppegarten schriftlich oder zur Niederschrift
einzulegen.

Im Auftrag

Kerstin Finis-Keck
Abteilungsleiterin
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BEKANNTMACHUNGEN DER GERICHTE

Zwangsversteigerungssachen

Fiir alle nachstehend veroffentlichten Zwangsversteigerungs-
sachen gilt Folgendes:

Ist ein Recht in dem genannten Grundbuch nicht vermerkt oder
wird ein Recht spater als der Versteigerungsvermerk eingetra-
gen, so muss der Berechtigte dieses Recht spétestens im Termin
vor der Aufforderung zur Abgabe von Geboten anmelden. Er
muss das Recht glaubhaft machen, wenn der Antragsteller bzw.
Glaubiger widerspricht. Das Recht wird sonst bei der Feststel-
lung des geringsten Gebots nicht beriicksichtigt und bei der
Verteilung des Versteigerungserldses dem Anspruch des Gliu-
bigers und den iibrigen Rechten nachgesetzt. Soweit die An-
meldung oder die erforderliche Glaubhaftmachung eines
Rechts unterbleibt oder erst nach dem Verteilungstermin er-
folgt, bleibt der Anspruch aus diesem Recht génzlich unberiick-
sichtigt.

Es ist zweckmaBig, schon zwei Wochen vor dem Termin eine
genaue Berechnung des Anspruchs, getrennt nach Hauptbetrag,
Zinsen und Kosten der Kiindigung und der die Befriedigung
aus dem Versteigerungsgegenstand bezweckenden Rechtsver-
folgung, einzureichen und den beanspruchten Rang mitzutei-
len. Der Berechtigte kann die Erkldrung auch zur Niederschrift
der Geschéftsstelle abgeben.

Wer ein Recht hat, das der Versteigerung des Versteigerungsge-
genstandes oder des nach § 55 ZVG mithaftenden Zubehors
entgegensteht, wird aufgefordert, die Authebung oder einstwei-
lige Einstellung des Verfahrens zu bewirken, bevor das Gericht
den Zuschlag erteilt. Geschieht dies nicht, tritt fiir das Recht der
Versteigerungserlds an die Stelle des versteigerten Gegenstan-
des.

Amtsgericht Bad Liebenwerda

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung sollen am

Dienstag, 26. Juli 2016, 10:00 Uhr
im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Bad Liebenwerda, Burg-
platz 4, 04924 Bad Liebenwerda, Saal 1, die im Grundbuch von
JeBnigk Blatt 131 eingetragenen Grundstiicke; Bezeichnung
gemif} Bestandsverzeichnis:

Nr. Gemarkung Flur Flur- Wirtschaftsart und Lage Grofe
stiick
2 JeBnigk 6 218  Waldflache Nadelwald; 17.925 m?
Krumme Stiicken
JeBnigk 6 219 Waldflaiche Nadelwald; 14.429 m?

Krumme Stiicken
3 1 110  Landwirtschaftsfliche Busch 625 m?
1 111 Landwirtschaftsfliche Busch 4.034 m 2

versteigert werden.

Beschreibung laut Gutachten:
- Ifd. Nr. 2 bestehend aus Flurstiick 218 und 219: forstwirt-
schaftliche Nutzflichen, Wald

- Ifd. Nr. 3 bestehend aus Flurstiick 110 und 111: landwirt-
schaftliche Nutzflichen, Griinland

Die Flachen befinden sich an unterschiedlichen Lagestandor-

ten.

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch ein-

getragen worden am 11.03.2016.

Der Verkehrswert wurde geméll § 74a Absatz 5, § 85a ZVG
festgesetzt auf:

Ifd. Nr. 2, bestehend aus Flurstiick 218 und 219: 9.700,00 EUR
Ifd. Nr. 3, bestehend aus Flurstiick 110 und 111: 1.740,00 EUR.
Geschifts-Nr.: 15 K 6/16

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am

Dienstag, 26. Juli 2016, 11:00 Uhr
im Gerichtsgebidude des Amtsgerichts Bad Liebenwerda, Burg-
platz 4, 04924 Bad Liebenwerda, Saal 1, das im Grundbuch von
Polzen Blatt 363 eingetragene Grundstiick; Bezeichnung ge-
mél Bestandsverzeichnis:

Nr. Gemarkung Flur Flur- Wirtschaftsart und Lage GrofBle
stiick
1 Polzen 2 250  Gebdude- und Freiflache, 4.069 m?
Landwirtschaftsfliche,

Hauptstr. 42

versteigert werden.

Beschreibung laut Gutachten: Wohnhaus mit einem Anbau, Ne-
bengebdude mit einer Werkstatt und zwei Garagen, Fahrrad-
schuppen und Laube.

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch ein-
getragen worden am 05.08.2014.

Der Verkehrswert wurde gemidl3 § 74a Absatz 5, § 85a ZVG
festgesetzt auf 86.000,00 EUR.

Im Termin am 14.04.2016 ist der Zuschlag versagt worden,
weil das abgegebene Meistgebot einschlieflich des Kapitalwer-
tes der nach den Versteigerungsbedingungen bestehen bleiben-
den Rechte 7/10 des Grundstiickswertes nicht erreicht hat.
Geschifts-Nr.: 15 K 27/14

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am

Donnerstag, 28. Juli 2016, 13:00 Uhr
im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Bad Liebenwerda, Burg-
platz 4, 04924 Bad Liebenwerda, Saal 1, das im Grundbuch von
Groden Blatt 1385 ecingetragene Grundstiick; Bezeichnung
gemif} Bestandsverzeichnis:

Nr. Gemarkung Flur Flur- Wirtschaftsart und Lage Grofe
stiick
1 27 3 Gebaude- und Freiflache, 418 m?
Schulplatz 3

versteigert werden.
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Beschreibung laut Gutachten:

Grundstiick bebaut mit einem leerstehenden Wohnhaus und ge-
werblich nutzbarem Anbau, Schulplatz 3 in 04932 Gréden.
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch ein-
getragen worden am 01.12.2015.

Der Verkehrswert wurde gemidl3 § 74a Absatz 5, § 85a ZVG

festgesetzt auf 38.000,00 EUR.
Geschifts-Nr.: 15 K 56/15

Amtsgericht Frankfurt (Oder)

Terminsbestimmung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am
Dienstag, 19. Juli 2016, 9:00 Uhr
im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Frankfurt (Oder), Miill-
roser Chaussee 55, Saal 302, das im Grundbuch von Frankfurt
(Oder) Blatt 9348 cingetragene Grundstiick, Bezeichnung ge-
mél Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 1, Gemarkung Frankfurt (Oder), Flur 61, Flur-
stiick 12/2, Gebdude- und Freiflache, Fiirstenberger
Str. 40, Grofle: 523 m?
versteigert werden.
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
02.10.2013 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemif3 § 74a Absatz 5 ZVG festge-
setzt auf: 324.000,00 EUR.

Nutzung: zurzeit vermietetes Wohn- und Geschiftshaus
Postanschrift: Fiirstenberger Str. 40, 15232 Frankfurt (Oder)

Im Termin am 24.03.2015 ist der Zuschlag versagt worden,
weil das abgegebene Meistgebot einschlielich des Kapitalwer-
tes der nach den Versteigerungsbedingungen bestehen bleiben-
den Rechte 7/10 des Grundstiickswertes nicht erreicht hat.
Geschidft-Nr.: 3 K 147/13

Amtsgericht Luckenwalde

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am
Dienstag, 26. Juli 2016, 8:30 Uhr

im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Luckenwalde, Saal 25,
Lindenallee 16, 14943 Luckenwalde das im Grundbuch von
Mahlow Blatt 102 eingetragene Grundstiick, Bezeichnung ge-
maf Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 2, Gemarkung Mahlow, Flur 9, Flurstiick 306, Gebéu-

de- und Freifliche, Trebbiner Str. 7, Grofie 788 m?
versteigert werden.

Der Verkehrswert ist auf 134 000,00 EUR festgesetzt worden.

Der Zwangsversteigerungsvermerk ist in das Grundbuch am
10.07.2014 eingetragen worden.

Das Grundstiick befindet sich in 15831 Mahlow, Trebbiner
Stralle 7. Es ist bebaut mit einem attraktiven Wohnhaus.

Die ndhere Beschreibung kann bei dem Amtsgericht Lucken-
walde, Zimmer 8, vorliegenden Gutachten zu den Sprechzeiten
entnommen werden.

AZ: 17K 71/14

Zwangsversteigerung

Im Wege der Zwangsversteigerung soll am
Donnerstag, 28. Juli 2016, 9:00 Uhr

im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Luckenwalde, Saal 25,

Lindenallee 16, 14943 Luckenwalde das im Grundbuch von

Dahlewitz Blatt 412 eingetragene Grundstiick, Bezeichnung

gemil Bestandsverzeichnis:

Ifd. Nr. 1, Gemarkung Dahlewitz, Flur 2, Flurstiick 249, Ge-
baude- und Freifliche, Stubenrauchstr. 20, Grofe
1.215m?

versteigert werden.

Der Verkehrswert ist auf 125.000,00 EUR festgesetzt worden.

Der Zwangsversteigerungsvermerk ist in das Grundbuch am
14.01.2015 eingetragen worden.

Das Grundstiick befindet sich in 15827 Dahlewitz, Stuben-
rauchstraBe 20. Es ist bebaut mit einem Einfamilienhaus
(eigengenutzt) und einer Garage.

Die ndhere Beschreibung kann bei dem Amtsgericht Lucken-
walde, Zimmer 1501, vorliegenden Gutachten zu den Sprech-
zeiten entnommen werden.

AZ: 17K 126/14

Insolvenzsachen

Von derelektronischeVerdffentlichungwird abgesehen.
Informationerzu Insolvenzverfahresind unterdemJustizporte
Lhttps:/iwww.insolvenzbekanntmachungen.daftufbar.


Sandek
Schreibmaschinentext

Sandek
Schreibmaschinentext

Sandek
Schreibmaschinentext
Von der elektronischen Veröffentlichung wird abgesehen. 
 Informationen zu Insolvenzverfahren sind unter dem Justizportal
„https://www.insolvenzbekanntmachungen.de/“ abrufbar.
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SONSTIGE BEKANNTMACHUNGEN

Bekanntmachung iiber die
Ungiiltigkeitserklidrung von Dienstsiegeln

Amt Plessa
Der Amtsdirektor

Beim Amt Plessa ist das kleine Dienstsiegel (Durchmesser
13 mm) und das grofle Dienstsiegel (Durchmesser 20 mm) mit
der Nr. 4 mit der Umschrift ¥ LANDKREIS ELBE-ELSTER
*AMT PLESSA* und der Abbildung des Amtswappens durch
Einbruchdiebstahl abhanden gekommen.

Es wird hiermit fiir ungiiltig erkléart.

Bekanntmachung iiber die
Ungiiltigkeitserklidrung von Dienstausweisen

Ministerium fiir Wirtschaft und Energie
Der durch Verlust abhanden gekommene Dienstausweis von

Frau Susann Stoer, Dienstausweisnummer 213 438, ausge-
stellt am 8. Juli 2014, wird hiermit fiir ungiiltig erklart.

NICHTAMTLICHE BEKANNTMACHUNGEN

Gliaubigeraufruf

Der Forderverein der Astrid-Lindgren-Grundschule in Mahlow
e. V., Schulstr. 1, 15831 Blankenfelde-Mahlow, OT Mahlow,
eingetragen unter der Nummer VR 4802 P, beim Amtsgericht
Potsdam ist am 31.10.2013 durch Beschluss der Mitgliederver-
sammlung aufgeldst worden.

Die Gldubiger werden gebeten, bis zum 3. Juni 2017 ihre An-
spriiche bei den nachstehend aufgefiihrten Liquidatoren anzu-
melden:

Michael Bomke
Vivaldistr. 49
15831 Blankenfelde-Mahlow, OT Mahlow

Annette Trepel
Alt-Glasow 29
15831 Blankenfelde-Mahlow, OT Mahlow

Thomas Becker
Kleiststr. 61
15831 Blankenfelde-Mahlow, OT Mahlow



606 Amtsblatt fiir Brandenburg — Nr. 21 vom 1. Juni 2016



Amtsblatt fiir Brandenburg — Nr. 21 vom 1. Juni 2016 607



Amtsblatt fiir Brandenburg

608 Amtsblatt fiir Brandenburg — Nr. 21 vom 1. Juni 2016

Herausgeber: Ministerium der Justiz und fiir Europa und Verbraucherschutz des Landes Brandenburg,
Anschrift: 14473 Potsdam, Heinrich-Mann-Allee 107, Telefon: 0331 866-0.
Der Bezugspreis betrigt jahrlich 56,24 EUR (zzgl. Versandkosten + Portokosten). Die Einzelpreise enthalten keine Mehrwertsteuer. Die Einweisung kann jederzeit erfolgen.
Die Berechnung erfolgt im Namen und fiir Rechnung des Ministeriums der Justiz und fiir Europa und Verbraucherschutz des Landes Brandenburg.
Die Kiindigung ist nur zum Ende eines Bezugsjahres zuléssig; sie muss bis spétestens 3 Monate vor Ablauf des Bezugsjahres dem Verlag zugegangen sein.
Die Lieferung dieses Blattes erfolgt durch die Post. Reklamationen bei Nichtzustellung, Neu- bzw. Abbestellungen, Anderungswiinsche und sonstige Anforderungen sind
an die Brandenburgische Universititsdruckerei und Verlagsgesellschaft Potsdam mbH zu richten.
Herstellung, Verlag und Vertrieb: Brandenburgische Universitétsdruckerei und Verlagsgesellschaft Potsdam mbH, Golm, Karl-Liebknecht-Strafie 24 - 25, Haus 2,
14476 Potsdam, Telefon 0331 5689-0

Das Amtsblatt fiir Brandenburg ist im Internet abrufbar unter www.landesrecht.brandenburg.de (Veroffentlichungsblitter [ab 2000]),
seit 1. Januar 2007 auch mit sémtlichen Bekanntmachungen (auBer Insolvenzsachen) und Ausschreibungen.



	Inhalt
	BEKANNTMACHUNGEN DER LANDESBEHÖRDEN
	BEKANNTMACHUNGEN DER LANDESBETRIEBE
	BEKANNTMACHUNGEN DER GERICHTE
	Zwangsversteigerungssachen
	Insolvenzsachen
	SONSTIGE BEKANNTMACHUNGEN
	NICHTAMTLICHE BEKANNTMACHUNGEN
	Gläubigeraufruf



